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lang es in Paris im Hinblick auf die Verpflichtungen zum 
Klimaschutz, die länger als 20 Jahre währende strikte 
Trennung zwischen entwickelten (Annex I) und Ent-
wicklungsländern (non-Annex I) aufzubrechen. Gleich-
zeitig fand in Paris ein Paradigmenwechsel statt: von 
den im Stil des Kyoto-Protokolls von oben verordneten 
verbindlichen, absoluten Emissionsreduktionszielen 
hin zu einem eher von unten nach oben ausgerichteten 
System unterschiedlicher freiwilliger Zusagen.  

Klimafinanzierung ist nach wie vor eine entscheidende 
Komponente des Abkommens. In diplomatischer Hin-
sicht ist sie wichtig, um die Unterstützung und das Ver-
trauen der Entwicklungsländer zu gewinnen. Inhaltlich 
ist sie ein zentrales Instrument, um den erforderlichen 
Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel in 
Entwicklungsländern zu erreichen.

Auch wenn die Vertragsparteien sich in Paris auf 
ein Abkommen verständigen konnten, bleiben viele 
Fragen zur Finanzierung offen: Wieviel Mittel müssen 
bereitgestellt werden? Was sollte als Finanzierung des 
Klimaschutzes gelten? Wer sollte wieviel bereitstellen? 
Wie sollten die Mittel verteilt werden? Wie kann man 
Finanzflüsse für den Klimaschutz messen und verifi-
zieren? Und schließlich: Wer soll über diese Belange 
entscheiden?  

Diese Fragen sind strittig und nicht neu. Im vorliegen-
den Beitrag erörtern wir die Fortschritte des Pariser 
Gipfels – wenn es denn solche gegeben hat. Dabei 
befassen wir uns mit drei zentralen Themen: mit dem 
Gesamtvolumen der Klimafinanzierung, ihren Quellen 
und ihrer Verteilung. 

Im Dezember 2015 kamen fast 150 Staats- und Regie-
rungschefs in Paris zu Gesprächen zusammen, die zu 
einem neuen Klimaabkommen führen sollten. In den 
Jahren zuvor hatte es etliche vergebliche Versuche 
gegeben, eine Übereinkunft zu erzielen, die die Erwar-
tungen aller Länder im Hinblick auf die Verhinderung 
des Klimawandels befriedigen würde. Deshalb wurden 
große, wenn auch vorsichtige Hoffnungen auf das 
Abkommen von Paris gesetzt. Fast alle Medien waren 
sich einig, dass die Ergebnisse des Treffens die Erwar-
tungen bei Weitem übertrafen, und sie neue Chancen 
bieten, eines der komplexesten Probleme multilate-
raler Zusammenarbeit unserer Zeit zu bewältigen. 
Unzweifelhaft war Paris ein Beispiel für herausragende 
multilaterale Diplomatie, bei der es dem Gastgeber ge-
lang, Legitimität, Transparenz und Vertrauen in seine 
Führungsrolle aufrechtzuerhalten. Im Wesentlichen ge-
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Geschätzte durchschnittliche jährliche Zusagen (2016-2020)  
von entwickelten Ländern und multilateralen Banken 

Anmerkung: Die Kategorie „Andere“ beinhaltet Luxemburg, Belgien, Dänemark, Irland, Neuseeland, Island, Polen, Tschechien, Estland, Ungarn und 
Litauen. Diese Übersicht ist nicht zwangsläufig vollständig. Die Zahlen wurden auf Grundlage öffentlicher Ankünfigungen, die nicht immer sehr 
detailliert sind, geschätzt. Was Länder in ihr Zusagen einberechnen, ist nicht zwangsläufig vergleichbar.  
Quelle: http://www.cop21.gouv.fr/en/list-of-recent-climate-funding-announcements/
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Ein kurzer Abriss der Klimafinanzierung

Das Bereitstellen von Finanzmitteln von entwickelten 
Ländern für Entwicklungsländer war von Anbeginn 
ein zentrales Element der Verhandlungen zum Klima-
wandel. Lange Zeit wurde in den Verhandlungstexten 
und -ergebnissen jedoch der erforderliche Umfang der 
Finanzierung nicht näher spezifiziert. In der Klimarah-
menkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) von 
1992 wurden die „gemeinsamen, aber unterschiedlichen 
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fähigkeiten” von 
Staaten anerkannt. Gleichzeitig wurde vereinbart, dass 
die entwickelten Länder „neue und zusätzliche finan-
zielle Mittel bereitstellen“, um die Entwicklungsländer 
bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen im Rahmen 
der Konvention und bei der Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels zu unterstützen. Finanzmittel waren 
jedoch nicht ohne Weiteres verfügbar. In der Erkenntnis, 
dass das bereitgestellte Finanzvolumen unzureichend 
war, richteten die Vertragsparteien auf der Konferenz der 
Vertragsstaaten (COP) in Marrakesch 2001 drei multila-
terale Fonds ein: den Sonderfonds Klimawandel (Special 
Climate Change Fund), den Fonds für die am wenigsten 
entwickelten Länder (Least Developed Countries Fund) 
und den Anpassungsfonds (Adaptation Fund). Die Kli-
mafinanzierung blieb insgesamt weiterhin spärlich und 
das Auffüllen der Fonds eine Herausforderung, obgleich 
zumindest der Anpassungsfonds einen Anteil aus den 
Einnahmen des Mechanismus‘ für umweltverträgliche 
Entwicklung (Clean Development Mechanism, CDM) 
erhält. Der CDM ist einer der flexiblen Mechanismen des 
Kyoto-Protokolls von 1997; er ermöglicht entwickelten 
Ländern, Klimaschutzmaßnahmen in Entwicklungslän-
dern zu finanzieren und dadurch erreichte Emissionsre-
duktionen auf ihre eigenen Verpflichtungen anzurechnen. 
Eine zweiprozentige Abgabe, die auf die Einnahmen des 
CDM erhoben wird, wird dazu verwendet, die Verwaltung 
des CDM und den Anpassungsfonds zu finanzieren. 

Doch erst seit der COP 13 in Bali im Jahr 2007 ist 
Klimafinanzierung ein zentrales Thema. Der Gipfel von 
Kopenhagen 2009 wird zwar gemeinhin als geschei-
tert angesehen, für die Klimafinanzierung bedeutete er 
jedoch einen Durchbruch, da dort zum ersten Mal über 
konkrete Zahlen diskutiert wurde. In dem Bestreben den 
Gipfel zu retten, versprachen die entwickelten Länder 
eine „aufgestockte, neue und zusätzliche, planbare und 
angemessene Finanzierung“. Ausdrücklich legten sie in 
der Vereinbarung von Kopenhagen 30 Mrd. US-$ an 
sogenannter „Sofortfinanzierung” (Fast-Start Finance) 
für die Jahre 2010 bis 2012 fest und verpflichteten sich zu 
„dem Ziel der gemeinsamen Mobilisierung von jährlich 
100 Mrd. US-$ bis zum Jahr 2020“. Dieses Ziel wurde im 
darauffolgenden Jahr in Cancún bestätigt und steht seit-
dem ganz oben auf der Agenda. Ein wesentlicher Anteil 
sollte durch den neu eingerichteten Grünen Klimafonds 
(Green Climate Fund) erbracht werden. Dabei handelt es 
sich um einen multilateralen Finanzierungsmechanismus 
im Rahmen der UNFCCC, der Entwicklungsländer bei 
Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen unterstützen 
und gleichzeitig die nationale Eigenverantwortung für 
finanzierte Projekte und Programme fördern soll.  

Wieviel Klimafinanzierung? 

Seit der Vereinbarung von Kopenhagen ist das 100 
Milliarden-Dollar-Ziel zum „Goldstandard“ der Klimafi-
nanzierung geworden, zum Richtwert für jede Zusage. In 
Paris bestätigten die Vertragsparteien dieses Ziel erneut, 
da es entscheidend war, um die Entwicklungsländer 
mit an Bord zu nehmen. In der Entschließung, die im 
Zusammenhang mit dem Pariser Abkommen verabschie-
det wurde – allerdings mit geringerem Gewicht als das 
Abkommen selbst – wird dieses Ziel bis zum Jahr 2025 
verlängert und ein neues gemeinsames quantitatives 
Ziel von mindestens 100 Mrd. US-$ ab 2025 gefordert, 
das wiederum 2025 vereinbart werden soll. Gleichzeitig 
wird in der Entschließung „dringend gefordert, dass die 
entwickelten Länder als Vertragsparteien ihre finanzielle 
Unterstützung aufstocken sollten – mit einem konkreten 
Fahrplan für das Ziel, bis 2020 gemeinsam jährlich 100 
Milliarden US-$ für Klimaschutz- und Anpassungsmaß-
nahmen aufzubringen und gleichzeitig die Anpassungs-
finanzierung im Vergleich zum gegenwärtigen Niveau 
wesentlich zu erhöhen“. Das Pariser Abkommen selbst 
enthält allerdings keine Zahlenangaben. Es wird nur 
vereinbart, dass „die Vertragsparteien, die entwickel-
te Länder sind, finanzielle Mittel bereitstellen, um in 
Fortführung ihrer bestehenden Verpflichtungen aus dem 
Rahmenübereinkommen die Vertragsparteien, die Ent-
wicklungsländer sind, sowohl bei der Minderung als auch 
bei der Anpassung zu unterstützen“. 

Die Zahlenangabe von 100 Mrd. US-$ ist zwar ein wich-
tiges politisches Signal, das Geld reicht jedoch nicht, um 
die Herausforderungen einer emissionsarmen Entwick-
lung und der Anpassung an den Klimawandel zu bewäl-
tigen. Im Hinblick auf das Gesamtvolumen der Klimafi-
nanzierung signalisiert das Abkommen von Paris daher 
Stagnation und erfüllt die Forderungen der Entwicklungs-
länder nur teilweise. Statt ein neues, ambitionierteres Ziel 
vorzugeben, werden im Pariser Abkommen die 100 Mrd. 
US-$ als Grundlage akzeptiert, und die Entscheidung 
über ein neues Ziel auf 2025 vertagt.  

Wo soll das Geld herkommen? 

Wie in früheren Abkommen ist im Pariser Abkommen 
die Rede davon, dass Klimafinanzierung „mittels ganz 
verschiedener Instrumente und über ganz verschiedene 
Wege“ mobilisiert werden müsse; zusätzlich wird „die 
bedeutende Rolle öffentlicher Finanzierung“ konstatiert. 
In der Praxis bestehen viele Entwicklungsländer darauf, 
dass die Klimafinanzierung (vor allem) aus öffentlichen 
Mitteln erfolgen sollte, während die entwickelten Länder 
sowohl öffentliche als auch private Mittel nutzen wollen. 

Was soll als Klimafinanzierung zählen? Angesichts des 
vagen Textes wird eine kohärente, transparente Bilanzie-
rung äußerst wichtig. Geberländern wurde in der Vergan-
genheit häufig vorgeworfen, reguläre Entwicklungshilfe 
als „Klimafinanzierung“ umzuwidmen. So entstand in 
Paris beispielsweise eine hitzige Debatte, als Indien Zah-



3Global Governance Spotlight 3|2016

lenangaben der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) in Frage stellte und 
behauptete, dass sich die Klimafinanzierung 2013/14 nur 
auf 2,2 Mrd. US-$ belaufen habe und nicht auf 57 Mrd., 
wie eine Studie der OECD behauptet. Als Reaktion darauf 
beschlossen die Vertragsstaaten in Paris, „für die Bilan-
zierung bereitgestellter und durch öffentliches Handeln 
mobilisierter Unterstützung“ standardisierte Modalitä-
ten, Verfahren und Leitlinien zu entwickeln. Auf dieser 
Grundlage sollen die entwickelten Länder alle zwei Jahre 
über die Klimafinanzierung Bericht erstatten. 

Das Abkommen von Paris eröffnet auch Möglichkeiten 
für neue Akteure, Finanzmittel bereitzustellen. Einerseits 
werden die Entwicklungsländer ermutigt, „diese Unter-
stützung auf freiwilliger Grundlage zu gewähren oder fort-
zusetzen“, wodurch die Trennung in entwickelte Länder 
und Entwicklungsländer weiter abgeschwächt wird. Acht 
Entwicklungsländer haben schon Beiträge für den Grünen 
Klimafonds zugesagt, und China hat 3,1 Mrd. US-$ für die 
Einrichtung eines Fonds der Süd-Süd-Kooperation zum 
Klimawandel zugesagt. Über diesen neuen Fonds wird 
China außerhalb des UNFCCC-Systems Finanzmittel für 
Entwicklungsländer zur Verfügung stellen. Andererseits 
tauchten am Rande der offiziellen Verhandlungen private 
Anbieter auf: Privatbanken, Versicherungsgesellschaften, 
institutionelle Investoren und andere Initiativen sagten 
ebenfalls Finanzmittel zu. Das zeigt den Beginn der er-
warteten Mobilisierung privater Finanzströme. Dadurch 
entstehen jedoch auch neue Herausforderungen, denn es 
ist unklar, inwiefern private Finanzmittel im Hinblick auf 
das 100 Milliarden-Dollar-Ziel angerechnet werden. 

Zusammenfassend betrachtet gibt es Fortschritte, aber 
auch Rückschritte: Die Bezeichnung „neu und zusätzlich“ 
ist vollkommen aus dem Text verschwunden. Es gibt auch 
keinen Hinweis mehr auf „innovative“ Finanzquellen als 
neue Möglichkeiten, Gelder auf planbarere, nachhaltigere 
Art und Weise zu mobilisieren. 

 Wo sollen die Mittel hingehen? 

Genauso wichtig – und umstritten – wie die Frage der 
Finanzquellen ist die Frage der Verteilung, sowohl im 
Hinblick auf die Empfängerländer als auch auf Anpas-
sungs- oder Klimaschutzmaßnahmen. Im Abkommen von 
Paris wird das Ziel erneut bestätigt, ein „Gleichgewicht“ 
zwischen der Finanzierung von Anpassungs- und Klima-
schutzmaßnahmen herzustellen. Gleichzeitig werden die 
Vertragsstaaten aufgefordert, „von den Ländern ausge-
hende Strategien sowie die Prioritäten und Bedürfnisse 
der Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind“ zu 
berücksichtigen, „vor allem derjenigen, die besonders an-
fällig für die nachteiligen Auswirkungen der Klimaände-
rungen sind und erhebliche Kapazitätsengpässe haben“. 
Wie schon in früheren Texten, werden die am wenigsten 
entwickelten Länder (LDCs) und die kleinen Inselstaaten 
unter den Entwicklungsländern (SIDS) explizit erwähnt, 
allerdings nicht die afrikanischen Länder. Über diese 
groben Kategorien hinaus gibt es jedoch keine Leitlinien, 
wie die Klimafinanzierung verteilt werden soll. 

In der Praxis scheint sich der Grüne Klimafonds um ein 
Gleichgewicht zwischen Anpassungs- und Klimaschutz-
maßnahmen und um eine große regionale Reichweite zu 
bemühen. Bisher sind acht Projekte genehmigt worden: 
zwei in Lateinamerika, drei in Asien und dem Pazifik 
und drei in Afrika. Vier LDCs, vier SIDS und vier andere 
Entwicklungsländer sind die ersten Begünstigten. Bei 
fünf Projekten geht es um Anpassungsmaßnahmen, bei 
einem Projekt um Klimaschutz und bei zwei Projekten um 
beides. 

Der größte Teil der Klimafinanzierung wird jedoch nicht 
über den Grünen Klimafonds und andere multilaterale 
Fonds abgewickelt, sondern bilateral. Geber können auf 
diese Weise autonom entscheiden, was sie wo finanzieren. 
Dadurch wird ihnen ermöglicht, ihre eigenen wirtschaft-
lichen und politischen Interessen zu berücksichtigen. 
Gleichzeitig wird es aber schwieriger, klimarelevante 
Projekte zu identifizieren und sie von der traditionellen 
Entwicklungshilfe zu trennen. Die neuen Bilanzierungs-
richtlinien und -verfahren, unter anderem die zweijähr-
lichen Berichte, werden in dieser Hinsicht hoffentlich für 
mehr Klarheit sorgen. 

Wie geht es nach Paris weiter? 

Klimafinanzierung ist ein zentraler Punkt auf der Agenda 
zum Klimawandel und wird es auch weiterhin bleiben. 
Für die Entwicklungsländer ist finanzielle Unterstützung 
von entscheidender Bedeutung, wenn sie ein Abkommen 
unterzeichnen oder Klimaschutz- und Anpassungsmaß-
nahmen ergreifen sollen. Um die Verpflichtungen zur 
Klimafinanzierung glaubwürdig zu machen, brauchen wir 
insbesondere 

• einen offiziellen Weg, um das 100 Milliarden-
Dollar-Ziel und weitere quantitative Zielvorga-
ben –  als Orientierungsmaßstab und Refe-
renzwerte – zu erreichen. Dies wird vermutlich 
politisch sehr umstritten sein, da sich Geber ungern 
freiwillig die Hände binden. Die „National Festgeleg-
ten Beiträge“ (die Dokumente, in denen die Vertrags-
parteien Zusagen über ihre geplanten Beiträge machen 
sollen) sollten auch die individuellen Zusagen der 
Vertragsparteien im Hinblick auf die Klimafinanzie-
rung enthalten; 

• klare, gemeinsam vereinbarte Definitionen, 
was als Klimafinanzierung zählt, unabhängig 
davon, ob diese Finanzierung aus öffentlichen oder 
privaten Quellen kommt.

Öffentliche Mittel aus entwickelten Ländern werden nicht 
ausreichen, um den tatsächlichen Finanzierungsbedarf zu 
decken. Es ist daher entscheidend, dass 

• neue Akteure mit an Bord genommen werden, 
unter anderem der Privatsektor, Entwick-
lungsländer und innovative Finanzquellen;  
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• (Ko-)Finanzierung aus Ländern, die übli-
cherweise als Entwicklungsländer eingestuft 
werden, gefördert wird. Einige haben bereits 
Zusagen für existierende Fonds, nämlich den Grünen 
Klimafonds, abgegeben oder Unterstützung außerhalb 
vorhandener Strukturen angekündigt, wie z.B. für den 
chinesischen Süd-Süd-Kooperationsfonds. Finanzi-
elle Beiträge, die von den Entwicklungsländern zur 
Verfügung gestellt oder mobilisiert werden, sollten 
als separate Finanzmittel gelten und nicht auf das 
100 Milliarden-Dollar-Ziel angerechnet werden, das 
lediglich ein Richtwert für die Beiträge der entwickel-
ten Länder ist; 

• die Debatte über „innovative“ Finanzquellen 
wieder aufgenommen wird – beispielsweise auch 
über Abgaben und Steuern auf den internationalen 
Flug- und Schiffsverkehr oder auf Devisengeschäfte. 
Solche automatischen Beiträge sind stabiler und vor-
hersehbarer als Geberzusagen, und sie sind eindeutig 
„neu und zusätzlich“. Auf diese Weise wird vermieden, 
dass andere Finanzströme als Klimafinanzierung 
umetikettiert und so finanzielle Mittel aus anderem 
dringenden Entwicklungsbedarf abgezogen werden; 

• der Privatsektor als ein wichtiger Partner 
betrachtet wird, insbesondere, um Investitionen 
aus Technologien mit hohem Schadstoffausstoß hin 
zu mehr Klimaschutz und einer emissionsarmen 
Entwicklung umzuwidmen. Bei Nichtregierungsorga-
nisationen und institutionellen Investoren ist die fossil 
fuel divestment-Bewegung (eine Bewegung zum Abzug 
klimaschädlicher Geldanlagen) entstanden – solche 
Initiativen sollten in den Verhandlungen diskutiert 
werden, sowohl im Hinblick darauf, dass sie Chancen 
für eine Intensivierung des Klimaschutzes bieten, als 
auch in Bezug auf die Herausforderungen, mit denen 
Volkswirtschaften konfrontiert sind, die stark von 
fossilen Brennstoffen abhängig sind. 

Bisher gibt es noch keine Leitlinien, wie die Klimafinan-
zierung verteilt werden soll. Es gibt lediglich den Hinweis 
auf „von den Ländern ausgehende Strategien“ und beson-
ders anfällige Länder. 

• Es sollte über objektivere Kriterien für die Zu-
teilung von Finanzmitteln diskutiert werden. 
Gleichzeitig sollte Flexibilität gewährleistet bleiben. 

• Für die Zuteilung von Anpassungsmaßnahmen 
sollte Gleichheit das wichtigste Kriterium sein – 
Gleichheit bedeutet jedoch nicht, dass alle ein (gleiches) 
Stück des Kuchens, sondern dass alle für ihr Leben und 
ihre Lebensgrundlagen gleiche Chancen bekommen. 

• Für den Klimaschutz sollte Kosteneffizienz ein 
entscheidendes Kriterium sein. Es müssen je-

doch auch noch andere Aspekte berücksichtigt 
werden, um eine faire Verteilung und eine langfris-
tige Strategie zu gewährleisten. Bei den Ländern, in 
denen die Reduzierung von Emissionen am kosten-
günstigsten ist, handelt es sich meist um Schwellenlän-
der, die auch bereits beträchtliche Kapazitäten haben, 
allein und ohne Hilfe von außen zu agieren. Zusätzlich 
muss verstärkt in Forschung, Entwicklung und Einfüh-
rung vielversprechender neuer Technologien investiert 
werden, um sicherzustellen, dass die Kosten langfristig 
reduziert werden.  

• Die Eigenverantwortung der Länder für finan-
zierte Projekte ist von zentraler Bedeutung, um 
Nachhaltigkeit zu gewährleisten. Daher müssen stär-
kere Bezüge zwischen der Klimafinanzierung und den 
bereits vorhandenen Klimaschutzplänen auf nationaler 
Ebene und zu den Anpassungsmaßnahmen hergestellt 
werden. Insbesondere im Hinblick auf Anpassungs-
maßnahmen wissen die Empfängerländer am besten, 
wo sie am dringendsten Unterstützung benötigen. Es 
muss ein Mechanismus geschaffen werden, der ge-
währleistet, dass bei der Zuteilung von Finanzmitteln 
bereits vorhandene Planungsinstrumente berücksich-
tigt werden. 

Und schließlich sind Finanzierung und Unterstützung 
Mittel, die ein Ziel verfolgen: gefährliche Klimaverän-
derungen zu vermeiden (oder zumindest deren Folgen 
abzumildern). Die Fokussierung auf Klimafinanzierung 
und das 100 Milliarden-Dollar-Ziel sollen nicht davon ab-
lenken, dass auch andere, nichtfinanzielle Unterstützung 
wie Technologietransfer und der Aufbau von Kapazitäten 
mindestens genauso wichtig ist. Klimaschutz und Anpas-
sung sind die übergeordneten Ziele im Hinblick auf die 
Klimaveränderungen. Alle Unterstützungsmaßnahmen 
einschließlich der Klimafinanzierung sollten daher diesem 
Zweck dienen. Um Vertrauen und Zuversicht zu schaffen, 
ist die Einhaltung politischer und finanzieller Zielvorga-
ben erforderlich. Diese sind jedoch nur sinnvoll, wenn sie 
für wirksame Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen 
genutzt werden.
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